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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Die Umsetzung der Absichtserklärung für eine zweite Jurafrage stiess vor allem im
Kanton Bern auf beträchtliche Widerstände. Die Vorbereitung einer in der
Absichtserklärung der AIJ (Assemblé Interjurassienne) vorgesehenen Volksabstimmung,
die voraussichtlich Ende 2013 stattfinden wird, bedingt die Schaffung von
entsprechenden Rechtsgrundlagen und einer Abänderung des Sonderstatuts des
Berner Jura. Der Conseil du Jura Bern (CJB), ein mit dem Sonderstatut gebildetes,
gewähltes Regionalparlament mit Kompetenzen in Kultur- und Bildungsfragen, forderte
vom Kanton Jura die Garantie, dass dieser nach der geplanten Abstimmung die
Jurafrage als gelöst bezeichnen wird. Mit einer Empfehlung wolle der CJB abwarten, bis
diese wichtige Frage geklärt sei. Die Jurassische Regierung bekräftigte daraufhin ihren
Willen zu einer guten Lösung in der Jurafrage und versprach, die Frage nach einem
neuen Kanton Jura nach den Abstimmungen fallen zu lassen. Ende Juni stimmte der
CJB dann mit 16 zu 7 Stimmen für den Abstimmungsprozess mit dem Hinweis, die
Entwicklungen weiterhin kritisch zu verfolgen. Auf Berner Seite ging insbesondere die
SVP früh in Fundamentalopposition. Es sei unverständlich, dass ohne Not und ohne
eigentliche Nachfrage durch die Bevölkerung der Frieden im Berner Jura aufs Spiel
gesetzt werde, liess die Volkspartei Ende Juni verlauten. Zudem bestehe mit der
Erlaubnis einer nachträglichen Gemeindeabstimmung die Gefahr einer Zerstückelung
der Region. Nach dem kritischen Ja des CJB legte die Berner Regierung ihren Vorschlag
zur Änderung des Sonderstatuts vor. Regierungsrat Philippe Perrenoud (sp), dem das
Dossier unterstand, sprach von einem aufwändigen Prozess, der aber ohne Alternative
sei. Zeitgleich gab auch die Regierung des Kantons Jura die Verfassungsrevision in die
Vernehmlassung. Anfang September lagen die Vernehmlassungsantworten im Kanton
Bern vor. Die meisten Teilnehmer äusserten sich positiv, einzig die SVP, die chambre
d’agriculture du Jura bernois und der Verband Bernischer Burgergemeinden stellten
sich gegen das Abstimmungsprozedere. Vorbehalte meldete die EDU an und auch die
BDP wies den zweiten Schritt mit der gemeindeweisen Abstimmung zurück. Die
Beratungen in den kantonalen Parlamenten waren auf Januar 2013 geplant. Für Wirbel
sorgte die SVP Bern aber bereits Anfang November mit einer Motion, die ein Verbot der
nachgelagerten gemeindeweisen Abstimmungen verlangte. Zudem forderte die Partei,
dass die Änderung des Sonderstatuts in einem Referendum der gesamten Berner
Bevölkerung vorgelegt werden müsse. Ende November nahm der Grosse Rat die Motion
mit 67 zu 64 Stimmen bei zwei Enthaltungen an. Allerdings legte die so genannte Jura-
Delegation des Kantonsparlamentes ihr Veto ein. Die Abgeordneten aus dem Berner
Jura haben ein Vetorecht bei Fragen die den Berner Jura betreffen. Der Entscheid
wurde entsprechend auf Januar 2013 vertagt. Die Berner Regierung machte deutlich,
dass die gemeindeweise Abstimmungen ein Bestandteil des Abkommens sei. Bleibe es
bei der Entscheidung gegen den zweiten Schritt, so müssten die Kantone neu
verhandeln. In der Person von Rudolf Joder (svp, BE) wurde der Konflikt auch ins
nationale Parlament getragen. Joder verlangt in einem noch nicht behandelten Postulat
(Po. 12.4256), dass der Bundesrat das geplante Verfahren zur Jurafrage auf Recht- und
Verfassungsmässigkeit überprüfe. 1

KANTONALE POLITIK
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Nachdem sich 2013 lediglich Moutier und mit einem Patt aus 110 zu 110 Stimmen auch
die Gemeinde Belprahon für einen möglichen Fusionsprozess mit dem Kanton Jura
ausgesprochen hatten, war die Jurafrage noch nicht ganz vom Tisch. Das Abkommen
zwischen den Kantonen Bern und Jura sah die Möglichkeit von kommunalen
Abstimmungen nach der Kantonal- bzw. Regionalabstimmung vom 24. November 2013
vor. Gesuche für eine kommunale Abstimmung können bis zwei Jahre nach dem
Urnengang eingereicht werden. Allerdings mussten die Rechtsgrundlagen für den
eigentlichen Abstimmungsprozess noch geschaffen werden – den kommunalen
Urnengängen haben auch noch jeweils kantonale zu folgen. Umstritten war dabei
insbesondere die Reihenfolge, ob es also zuerst eine kommunale
Konsultativabstimmung geben sollte und erst anschliessend eine Verhandlung zwischen
den Kantonen Bern und Jura. Letztlich akzeptierte die Berner Regierung den Vorschlag
von Moutier, dass ein allfälliges Ja bei einer Abstimmung nicht einfach eine konsultative
Absichtserklärung, sondern ein Bekenntnis für eine Fusion darstelle. Dies bedingte
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allerdings, dass vor einer Abstimmung die Modalitäten in einem Staatsvertrag
ausgehandelt werden müssen. Eine kommunale Abstimmung kann so frühestens Ende
2016 stattfinden.
Die Gemeinde Moutier deponierte ihr Gesuch für eine solche kommunale Abstimmung
Mitte April 2014 beim Berner Regierungsrat. Bei der Abstimmung 2013 hatte sich die
Bevölkerung von Moutier knapp, mit 55%, für einen Prozess ausgesprochen, mit dem
eine mögliche Fusion geplant werden sollte, nicht aber für eine definitive Fusion.
Darüber hinaus hatte sich Moutier bereits 1998 in einer Konsultativabstimmung knapp
gegen eine Fusion mit dem Kanton Jura ausgesprochen. Der Ausgang einer möglichen
Abstimmung blieb also offen. Anfang September wurde bekannt, dass auch die
Gemeinden Belprahon und Grandval einen Antrag auf eine kommunale Abstimmung
gestellt hatten. Im Fall von Grandval hatte im November 2013 noch eine Mehrheit der
Stimmenden für den Verbleib im Kanton Bern gestimmt. Beide Kleinstgemeinden
machten deutlich, dass sie erst über eine mögliche Fusion mit dem Kanton Jura
abstimmen wollten, wenn klar sei, wie Moutier entscheide. Dagegen regte sich
allerdings rasch Widerstand von Pro-Berner-Seite: Eine Abstimmungskaskade müsse
verhindert werden. Befürchtet wurde ein eigentlicher Dominoeffekt nach einem
allfälligen Ja von Moutier. Deshalb müssten alle kommunalen Abstimmungen gleichzeitig
stattfinden. Die Entscheidung darüber war 2014 noch offen.
Dass die Jurafrage auch mit der deutlichen Abstimmung von 2013 noch nicht vom Tisch
ist, wurde auch in kleinen politischen Scharmützeln sichtbar. So wies etwa der
scheidende, langjährige PSA-Grossrat Jean-Pierre Aellen darauf hin, dass der Dialog für
eine Vereinigung immer weiter gehen müsse, was bei einigen SVP-Grossräten auf
grossen Widerwillen stiess. Aber auch die Berner SVP, die sich zu den Siegerinnen der
Jura-Abstimmung zählte, hielt die Jurafrage weiterhin am Köcheln. Insbesondere ihr
aus dem Berner Jura stammende Regierungsratskandidat und Grossrat Manfred Bühler
(BE, svp) versuchte aus der klaren Ablehnung, welche die französischsprechenden
Berner einem Fusionsprozess mit dem Kanton Jura entgegenbrachten, Profit zu
schlagen. So wollte er etwa von der Berner Regierung in einer Interpellation wissen, wie
viel die Lösung des Konflikts den Kanton Bern bisher gekostet habe. Der Urnengang und
die Finanzierung der Interjurassischen Versammlung, der tripartiten Organisation, die
ab 1994 für den Prozess hin zur Abstimmung 2013 verantwortlich war und die per Ende
2015 aufgelöst wird, wurden insgesamt auf rund CHF 3.7 Mio. veranschlagt. Während
die Regierung dieses Geld als gute Investition für eine befriedete Zukunft bezeichnete,
hegte Bühler Zweifel. Insbesondere der Zusatz in der jurassischen Verfassung, der nach
wie vor die Möglichkeit einer künftigen Fusion vorsah, war ihm ein Dorn im Auge. Die
jurassische Regierung beschloss Anfang Juni, diesen Passus zu streichen und die
bisherige Zusammenarbeit mit dem Berner Jura zu überdenken. Die Bemühungen
Bühlers fruchteten jedoch auch hinsichtlich seiner Regierungskandidatur letztlich
nicht. Er erhielt zwar bei den Regierungswahlen im ganzen Kanton mehr Stimmen als
Philippe Perrenoud (BE, sp), konnte aber im Berner Jura zu wenig stark überzeugen.
Dort holte der amtierende Perrenoud entscheidend mehr Stimmen. Die anschliessende
Diskussion um den Jurasitz, der demjenigen Kandidierenden aus dem Berner Jura
zufällt, der das grösste geometrische Mittel aus Stimmenzahl aus dem ganzen Kanton
und aus dem bernjurassischen Wahlbezirk erhält, hielt in der Folge nicht lange an. Die
SVP, die diese Regel Ende der 1980er Jahre mit eingeführt hatte, wehrte sich trotz
Niederlage nicht dagegen. Es sei nicht der richtige Moment, darüber zu diskutieren, so
SVP-Fraktionschef Peter Brand (BE, svp). Man wolle nicht als schlechter Verlierer
dastehen, obwohl man sich gut vorstellen könne, die für den Wähler zu komplizierte
Formel in Zukunft einmal abzuändern, so Anne-Caroline Graber (BE, svp). Mitte
September heizten auch die Autonomisten aus dem Kanton Jura die Stimmung ein
wenig an, indem sie ihre Solidarität mit Moutier bekundeten. Mit ihrer Liebeserklärung
kreierten die Autonomisten quasi eine neue, kleine Jurafrage. 2

Mitte März legte die Berner Regierung einen ersten Entwurf für eine Gesetzesänderung
vor, die den anstehenden kommunalen Abstimmungen einzelner bernjurassischer
Gemeinden über einen möglichen Wechsel zum Kanton Jura als Grundlage dienen
sollte. In der umstrittenen Frage der Terminierung schlug der Berner Regierungsrat eine
Kompromisslösung vor. Um eine ganze Kaskade von Abstimmungen zu verhindern,
waren maximal zwei Termine für die kommunalen Urnengänge vorgesehen. Damit trug
die Regierung dem Umstand Rechnung, dass sich die Gemeinden Belprahon und
Grandval, die neben Moutier bisher eine kommunale Abstimmung verlangt hatten, wohl
nur dann zu einem möglichen Kantonswechsel äussern wollen, wenn Moutier diesen
Beschluss zuvor fassen würde. Als Bedingung sah die Regierung allerdings vor, dass der
zweite Termin innerhalb von sechs Monaten nach dem ersten Termin festgesetzt
werden soll. Der Regierungsrat begründete den Vorschlag mit der Gemeindeautonomie,
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die nicht eingehalten würde, wenn man die Gemeinden zwingen würde, am gleichen Tag
abzustimmen. Dieser Gesetzesentwurf soll voraussichtlich Anfang 2016 im Parlament
beraten werden. 
Die berntreuen Grossräte um Manfred Bühler (BE, svp) zogen ihre bereits früher
eingereichte Forderung, dass die kommunalen Abstimmungen am gleichen Tag
stattfinden sollen, nach dem Bekanntwerden des regierungsrätlichen
Kompromissvorschlages allerdings nicht zurück. Man wolle den Forderungen der
Separatisten nicht einfach diskussionslos nachkommen. Die Verhandlungen über diesen
Vorstoss wurden Anfang Juni im Berner Grossrat geführt. Mit einer satten bürgerlichen
Mehrheit von 88 zu 56 Stimmen wurde die Motion Bühler überwiesen. Es wurde
argumentiert, dass nach dem deutlichen Abstimmungsresultat von 2013 schon
genügend Rücksicht auf die Minderheiten genommen worden sei. Zudem wurde die
Befürchtung laut, dass Moutier im Falle eines Ja bei einer nachgelagerten Abstimmung
Druck auf die beiden kleinen Nachbargemeinden ausüben könnte. Die mahnenden
Stimmen, den laufenden Prozess nicht zu stören, verhallten ungehört. Auch der Hinweis
von Regierungsrat Philippe Perrenoud (BE, sp), dass es keinen Grund gebe, überstürzt
etwas zu entscheiden, bevor die entsprechende, bereits vorliegende Gesetzesvorlage
beraten werde, fruchtete nicht. Mit einem Vorschlag für eine Eventualabstimmung
versuchte die kantonale EVP die Diskussion zu erweitern: Grandval und Belprahon
sollten gleichzeitig mit Moutier abstimmen, aber in einer Eventualfrage auch dazu
Stellung nehmen, ob ein Kantonswechsel auch dann bejaht würde, wenn Moutier Nein
sagen würde. 
Derweil kündigten die Verantwortlichen von Moutier an, die Abstimmung am 18. Juni
2017 durchführen zu wollen. In den Kommentarspalten wurde dies entweder als
Provokation oder als geschickter Schachzug bezeichnet – am 18. Juni 1940 hatte Charles
de Gaulle von London aus zur Résistance gegen das Naziregime aufgerufen. Moutier
wolle seine Autonomie wahrnehmen und selber bestimmen, wann die Abstimmung
durchzuführen sei. 3

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen im Kanton Bern waren nach den Rücktritten von
Peter Widmer (fdp), der die politische Bühne nach achtjähriger Zugehörigkeit zur
Regierung verliess, sowie Peter Schmid (svp), der Interesse an der Nachfolge von
Ständerat Ulrich Zimmerli signalisierte, zwei Sitze neu zu besetzen. Der Wahlkampf warf
keine grossen Wellen, was nicht weiter erstaunlich war, weil von Anfang an keine
parteipolitischen Veränderungen zu erwarten waren, da die beiden grossen
bürgerlichen Parteien mit einer gemeinsamen Liste und partnerschaftlicher Werbung
antraten. Seit der 1990 vorgenommenen Verkleinerung der Exekutive auf sieben Sitze
beanspruchte die SVP drei Sitze, die FDP deren zwei für sich; die beiden weiteren Sitze
wurden der SP überlassen. Mit dem Wahlausgang vom 19. April zeigten sich sowohl
Bürgerliche als auch die SP zufrieden, weil für sie aus den Wahlen keine eigentlichen
Niederlagen resultierten. Das traditionelle Wahlbündnis zwischen SVP und FDP hatte
sich ein weiteres Mal bewährt: als Siegerin ging Elisabeth Zölch (svp) aus den
Regierungsratswahlen hervor, die in 20 von 26 Amtsbezirken das beste Resultat
erzielte. Auf dem zweiten und dritten Rang landeten der Vertreter des Berner Jura,
Mario Annoni (fdp), der vor vier Jahren noch vor Zölch das beste Resultat erreicht hatte,
sowie Hans Lauri (svp). Das bürgerliche Quintett vervollständigten die freisinnige Dora
Andres sowie Werner Luginbühl (svp), die als Neue den Sprung in die Regierung sicher
schafften.

Die Linke, die mit fünf Kandidaturen angetreten war, verfehlte ihr Wahlziel auf einen
dritten Sitz in der Regierung deutlich. Immerhin konnten die beiden bisherigen
sozialdemokratischen Kandidaten Dori Schaer und Samuel Bhend im Gegensatz zu den
letzten Regierungsratswahlen vor vier Jahren die bürgerlichen Phalanx sprengen und
überrundeten stimmenmässig die beiden neugewählten Bürgerlichen. Eine Niederlage
musste die dritte SP-Kandidatin Elisabeth Gilgen einstecken, die das absolute Mehr
nicht schaffte und den Einzug in die Regierung deutlich verpasste. Einen
Achtungserfolg erzielten die beiden grünen Politikerinnen Regula Rytz und Barbara von
Escher, welche nur unwesentlich hinter Gilgen zurückblieben. Aus rot-grünen Kreisen
wurde einmal mehr das Majorzwahlrecht kritisiert, bei dem die Bürgerlichen die
Sitzzahl der Linken bestimmen könnten. Nichts mit dem Wahlausgang zu tun hatten die
weiteren Kandidaten aus EVP, SD, Bürgerpartei und Vereinzelte. Die Regierung setzt
sich auch weiterhin aus drei SVP-Mitgliedern, zwei Freisinnigen und zwei
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Sozialdemokraten zusammen. Im Kanton Bern sitzen mit Zölch, Schaer und Andres
erstmals drei Frauen in einer Kantonsregierung. Das Resultat der Regierungsratswahlen
insgesamt war Ausdruck einer offenbar weit verbreiteten Zufriedenheit des Wahlvolkes
mit der Regierungsarbeit: die Bisherigen belegten geschlossen die ersten fünf Plätze.
Andererseits widerspiegelt es eine grosse Gleichgültigkeit gegenüber der kantonalen
Politik: die Stimmbeteiligung war mit 29,3 Prozent äusserst tief (1994: 33,5%). 4

Obschon sich SVP und FDP wegen der Wahlkreis- und Bezirksreform zerstritten hatten,
einigten sie sich für die Wahlen im April rechtzeitig auf eine gemeinsame
Regierungsratsliste, auf der die bisherigen Exekutivmitglieder Urs Gasche, Werner
Luginbühl und Elisabeth Zölch (alle svp) sowie Dora Andres und Mario Annoni (beide
fdp) figurierten. Auf der links-grünen Liste kandidierten für die SP Regierungsrat
Samuel Bhend, Grossrätin Barbara Egger, die die Sozialdemokraten als Ersatz für die
zurückgetretene Dori Schaer nominiert hatten, und Grossrätin Chantal Bornoz Flück aus
dem Berner Jura sowie Franziska Teuscher vom Grünen Bündnis und Bernhard Pulver
von der Grünen-Freien Liste. Im Wahlkampf dominierte der Finanznotstand des
Kantons, doch hielten sich die Parteien mit Positionsbezügen zurück, da die Regierung
im Januar im Auftrag des Parlaments eine umfassende Überprüfung der Staatsaufgaben
vornehmen wollte. Bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 28,2% erzielten die
Bürgerlichen die besten Resultate: Auf Dora Andres (fdp) folgten Urs Gasche (svp),
Werner Luginbühl (svp), Elisabeth Zölch (svp) und Mario Annoni (fdp). Die
Sozialdemokraten Samuel Bhend und Barbara Egger (sp) belegten die Ränge sechs und
sieben. Franziska Teuscher (gb), die nur knapp hinter Egger lag, und Chantal Bornoz
Flück (sp) erreichten ebenfalls das absolute Mehr, schieden aber als überzählig aus.
Knapp unter dem absoluten Mehr lag Bernhard Pulver (gfl). 5

WAHLEN
DATUM: 14.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Mit der Neubesetzung von vier der insgesamt sieben Regierungsratssitze waren die
Wahlen im April von Anfang an heftig umkämpft und öffneten die Möglichkeit für
deutliche Gewichtsverschiebungen. Die Ausgangsposition war für die FDP besonders
schwierig, da ihre beiden bisherigen Regierungsmitglieder Dora Andres und Mario
Annoni nicht mehr antraten. Die SP hatte den Sitz des ausscheidenden Samuel Bhend
zu verteidigen. Der vierte frei werdende Sitz gehörte Elisabeth Zölch von der SVP. Zur
Verteidigung ihrer zwei Sitze schickte die FDP Eva Desarzens und Hans-Jürg Käser in
den Wahlkampf. Sie waren Teil des traditionellen gemeinsamen bürgerlichen Tickets mit
der SVP, die gleich 4 Kandidierende ins Rennen schickte: Neben den Bisherigen Urs
Gasche und Werner Luginbühl gehörten dazu Monique Jametti Greiner und Annelise
Vaucher. Ihnen gegenüber positionierte sich eine Links-Grüne Liste mit der Bisherigen
Barbara Egger, den neu kandidierenden Philippe Perrenoud und Andreas Rickenbacher
(alle sp) sowie dem Grünen Bernhard Pulver, der sich nach 2002 zum zweiten Mal
präsentierte. Neben Annelise Vaucher (svp) und Philippe Perrenoud (sp) bewarb sich
auch der bisherige Grossrat Maxime Zuber vom Parti socialiste autonome für den
garantierten Sitz für den Berner Jura. Der bürgerliche Machtanspruch auf sechs von
sieben Regierungssitzen und die damit verbundene Infragestellung der Formel aus 3
SVP, 2 FDP und 2 SP drückten dem Wahlkampf ihren Stempel auf. Bei einer mit 29,7%
praktisch unveränderten Beteiligung sorgten die Wahlberechtigten für ein
überraschendes Resultat, das die Mehrheiten im Regierungsrat auf den Kopf stellte.
Das grün-linke Bündnis konnte seine 4 Kandidaten allesamt durchbringen, wobei
Barbara Egger (sp) das beste Resultat aller Gewählten erzielte. Auf sie folgten mit Urs
Gasche und Werner Luginbühl die beiden bisherigen SVP-Vertreter sowie in dieser
Reihenfolge Bernhard Pulver (gp), Andreas Rickenbacher (sp), Hans-Jürg Käser als einzig
verbleibendes Ratsmitglied der FDP, und Philippe Perrenoud (sp), der das Rennen um
den Sitz für den Berner Jura für sich entscheiden konnte. Die bürgerlichen
Kandidatinnen Eva Desarzens (fdp), Monique Jametti Greiner (svp) und Annelise
Vaucher (svp) schieden auf den Plätzen acht bis zehn aus. Damit sank der Frauenanteil
in der Berner Regierung von drei auf eine verbleibende Regierungsrätin. Der nicht
erwartete deutliche Sieg der links-grünen Koalition wurde allgemein als Reaktion auf
den auch in bürgerlichen Kreisen als überzogen bezeichneten Machtanspruch der SVP
mit ihren vier Kandidaten gewertet. 6
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Bei der Gesamterneuerungswahl der Regierung kämpften 16 Kandidaten um die sieben
Sitze. SP und Grüne traten gemeinsam mit ihren vier bisherigen Kandidaten mit der
Parole „4 gewinnt“ an. Mit Barbara Egger (sp), Andreas Rickenbacher (sp), Philippe
Perrenoud (sp) und Bernhard Pulver (gp) wollten sie die links-grüne Mehrheit im
Regierungsrat verteidigen. Die Bürgerlichen konnten sich nicht auf ein gemeinsames
Kandidatenticket einigen, zu stark waren die Nachwehen der Spaltung zwischen SVP
und BDP. Die SVP und die FDP traten jeweils mit einem bisherigen (Hans Jürg Käser, fdp
und Christoph Neuhaus, svp) und einem neuen Kandidaten an (Sylvain Astier, fdp und
Albert Rösti, svp). Die BDP schickte ihre Kantonalpräsidentin Beatrice Simon ins
Rennen, die den zurücktretenden Urs Gasche ersetzen sollte. Von der EVP traten
ebenfalls zwei Kandidaten an (Marc Jost und Patrick Gsteiger). Die EDU (Marc Früh), die
PSA (Maxime Zuber) und die CVP (Alexandra Perina) stellten je eine
Herausforderin/einen Herausforderer. Da Joseph Rothenfluh von der CVP nicht
berücksichtigt worden war, kandidierte er wild und wurde prompt aus der Partei
ausgeschlossen. Neben Perrenoud, Astier, Gsteiger, Früh und Zuber stammte mit dem
Parteilosen Bruno Moser ein weiterer Kandidat aus dem Berner Jura, dem ein
Regierungssitz verfassungsmässig garantiert ist. Reto Gasser, der mit einer
Protestkandidatur auf durch die BKW verursachte Klimaschäden aufmerksam machen
wollte, hatte seine Kandidatur um eine halbe Stunde zu spät eingereicht und war
deshalb – nach einer abgewiesenen Beschwerde – nicht zugelassen worden. Neu gab es
für die Regierungswahlen keine vorgedruckten Wahlzettel mehr. Die Kandidatennamen
mussten von Hand in eine leere Liste eingetragen werden. Man wollte damit den
Charakter der Regierungsratswahlen als Persönlichkeitswahlen unterstreichen. 

Alle Bisherigen wurden wieder gewählt. Die vor vier Jahren errungene rot-grüne
Mehrheit wurde dabei deutlich bestätigt, lagen doch drei der vier links-grünen
Kandidierenden auf den ersten drei Plätzen. Bernhard Pulver erzielte mit 110'744
Stimmen das beste Resultat. Etwas abgeschlagen war einzig Philippe Perrenoud (90'774
Stimmen), der aber ebenfalls direkt bestätigt wurde und die Sonderregelung für den Sitz
des Berner Juras nicht in Anspruch nehmen musste. Die BDP konnte ihren Sitz mit
Beatrice Simon verteidigen. Der Herausforderer der SVP Albert Rösti erzielte rund 7500
Stimmen weniger als Simon, die vor allem in der Stadt Bern viele Stimmen machte.
Ebenfalls keine Chance hatte der FDP-Kandidat Astier, der ausserhalb des Berner Juras
kaum Stimmen erhielt. 7
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Seit zwei Legislaturen herrschte im Kanton Bern Kohabitation: Der sich in der
Zusammensetzung des Parlaments spiegelnde bürgerlich dominierte Kanton – 92 der
160 Sitze waren vor den Gesamterneuerungswahlen 2014 von Bürgerlichen besetzt, die
GLP nicht mit eingerechnet – wird von einer links-grünen Mehrheit regiert. 2006
hatten die SP und die Grünen überraschend vier Sitze erobert, weil die Bürgerlichen mit
einer Sechserliste angetreten waren und dies als anmassende Strategie von den Berner
Wahlberechtigten abgestraft wurde. 2010 konnte die links-grüne Mehrheit verteidigt
werden, weil die bürgerliche Seite aufgrund der Auseinandersetzungen zwischen BDP
und SVP gespalten war. Für die Wahlen 2014 wurde der Machtwechsel von den
Bürgerlichen deshalb mit einer Doppelstrategie angestrebt. Weil von den rot-grünen
Regierungsräten niemand zurücktrat – Barbara Egger (sp), Andreas Rickenbacher (sp),
Philippe Perrenoud (sp) und Bernhard Pulver (gp) traten alle noch einmal an, Egger für
die vierte und die anderen drei Kandidierenden für die dritte Amtsperiode  –
versuchten die Bürgerlichen erstens das schwächste Glied anzugreifen, das sie im
Gesundheits- und Fürsorgedirektor Philippe Perrenoud ausmachten. Tatsächlich stand
der SP-Regierungsrat stark in der Kritik, weil er mit einem neuen
Spitalversorgungsgesetz gescheitert war, im Spitalfonds Geld fehlte und seine
Personalpolitik nicht immer ganz glücklich war. Hinzu kam, dass Perrenoud den so
genannten Jurasitz besetzte: der französischsprachigen Minderheit des Kantons Bern
steht ein von der Kantonsverfassung garantierter Regierungssitz zu. Diesen erobert, wer
das grösste geometrische Mittel aus den Stimmen des französischen Berner Juras und
den Stimmen aus dem ganzen Kanton Bern (inklusive Berner Jura) erhält (Multiplikation
der beiden Stimmenzahlen und daraus die Wurzel gezogen). Die Bürgerlichen, die
zweitens auf einer gemeinsamen Viererliste antraten, bauten denn mit dem 34-jährigen
Manfred Bühler (svp) auch bewusst einen bürgerlichen Kandidierenden im Berner Jura
auf, der der links-grünen Mehrheit diesen Jurasitz abjagen sollte. Neben Bühler
figurierten die drei Bisherigen Christoph Neuhaus (svp), Beatrice Simon (bdp) und
Hans-Jürg Käser (fdp). Das bürgerliche Viererticket lief unter dem offiziellen Slogan
„UmSchwung“. Die links-grüne Seite wählte den gleichen Slogan wie vor vier Jahren – „4
gewinnt“ verbunden mit dem neuen Wahlspruch „Bewährte Regierung“. Die Wahlen in
den Regierungsrat liefen also auf einen Zweikampf zwischen Perrenoud und Bühler und
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einen Kampf um den Jurasitz hinaus. Neben den beiden Machtblöcken links und rechts
wollte ein Tandem bestehend aus den Grossräten Marc Jost (evp) und Barbara
Mühlheim (glp) eine Alternative in der Mitte anbieten. Jost war bereits 2010 erfolglos zu
den Regierungsratswahlen angetreten. Die Kandidaten Nummer elf und zwölf waren die
Parteilosen Bruno Moser und Josef Rothenfluh. 
Häufiges Thema im Wahlkampf war das 1995 mit der neuen Kantonsverfassung
eingeführte geometrische Mittel, das dafür sorgt, dass in der Regierung derjenige
Vertreter des Berner Juras sitzt, der in der französischsprachigen Region die stärkste
Verankerung hat, aber auch im gesamten Kanton Rückhalt findet. Es wurde davon
ausgegangen, dass dies Perrenoud eher gelingen wird als Bühler, der zudem – erst 2010
in den Grossrat gewählt – im restlichen Kanton Bern noch nicht sehr bekannt war.
Links-grün kam darüber hinaus zupass, dass Maxime Zuber (psa) im Gegensatz zu 2010
und 2006 nicht mehr für die Regierung kandidierte. Zuber hatte jeweils im Berner Jura
viele Stimmen geholt und es hätte die Gefahr bestanden, dass dies zu einer Aufsplittung
der linken Stimmen geführt hätte. Darüber hinaus empfahl die PSA Perrenoud zur Wahl.
Sollten also sowohl Bühler und Perrenoud als Vertreter des Berner Juras das absolute
Mehr überspringen und auf Rang sieben und acht liegen, so wäre derjenige mit dem
höheren geometrischen Mittel gewählt. Falls kein Jura-Vertreter auf den ersten sieben
Plätzen läge, so müsste der siebtplatzierte Kandidat dem Jura-Vertreter mit dem
höchsten geometrischen Mittel Platz machen. Zusätzliche Brisanz hatte die sich im
Berner Jura zuspitzende Regierungswahl mit der im November 2013 stattgefundenen
Abstimmung zu einer möglichen Fusion zwischen dem Berner Jura und dem Kanton
Jura erhalten, weil sich insbesondere die SVP mit Manfred Bühler als ausserordentlich
berntreu gezeigt hatte. Zwar hatte sich auch die Berner Regierung mit Perrenoud für
einen Verbleib des franzsösischsprachigen Teils beim Kanton Bern ausgesprochen,
Bühler konnte hier als nicht Regierungsmitglied aber eher auf sich aufmerksam
machen. Allerdings eckte er mit einigen Aktionen auch an – etwa als er sich vor einem
Plakat ablichten liess, auf dem der Kanton Jura als mafiös bezeichnet wurde. Der
Wahlkampf nahm bereits Ende 2013 Fahrt auf. Neben Philipp Perrenoud stand dabei
vermehrt auch Hans-Jürg Käser im medialen Fokus. Bei der in den Medien so
benannten Affäre Thorberg, bei der der von Käser ernannte Direktor der Strafanstalt
freigestellt wurde, wurde dem Polizei- und Militärdirektor Führungsschwäche
vorgeworfen. Darüber hinaus gingen die Wellen auch im bürgerlichen Lager hoch, weil
Käser erst auf Druck seiner eigenen Partei die Zahlen aus dem neuesten Bericht der
Finanzkontrolle offenlegte, der aufzeigte, dass statt zwei rund CHF 20 Millionen im
Asylwesen versickert waren. Für Wirbel sorgte zudem die Offenlegung der
Einkommenssteuer der Kandidierenden durch das lokale Fernsehen, die zeigte, dass
Manfred Bühler lediglich CHF 200 versteuerte während Barbara Egger-Jenzers
Steuerausweis den Betrag von CHF 511'900 auswies. Bühler, der als Anwalt in Biel tätig
ist, erklärte, dass er aufgrund einer Sanierung seiner Liegenschaft einen hohen Abzug
geltend gemacht habe. Trotz des Drucks, dem einige Regierungsräte ausgesetzt waren,
ging man allerdings davon aus, dass der Bisherigenbonus spielen werde. Insgesamt
wurde der Wahlkampf, abgesehen von einigen Nebenschauplätzen und insbesondere in
Anbetracht der grossen inhaltlichen Probleme im Kanton, als schläfrig bezeichnet. Mit
einiger Spannung wurde lediglich der Kampf um den Jura-Sitz erwartet. Tatsächlich
herrschte bei den Wahlen Ende März lange Ungewissheit. Dass mit Ausnahme von
Perrenoud alle Bisherigen wiedergewählt waren, wurde hingegen rasch klar. Dabei
zeigte sich zumindest teilweise der Wunsch nach einem „UmSchwung“, weil bürgerliche
Bisherige die besseren Resultate erzielten als rot-grün. Mit 128'862 Stimmen erzielte
Beatrice Simon (bdp) das Bestresultat gefolgt von Christoph Neuhaus (svp) mit 119'509
Stimmen. In die Phalanx einbrechen konnte einzig Bernhard Pulver (gp), der mit 118'732
Stimmen noch leicht vor Hans-Jürg Käser (fdp) lag, der 109 600 Stimmen holte und dem
die negativen Schlagzeilen augenscheinlich nicht viel anhaben konnten. Nicht zittern
mussten auch Andreas Rickenbacher (sp, 108'822 Stimmen) und Barbara Egger (sp,
105'006 Stimmen). Der Kampf um den Jura-Sitz blieb hingegen lange ein Kopf-an-Kopf-
Rennen zwischen Manfred Bühler (svp) und Philippe Perrenoud (sp). Beide
übersprangen das absolute Mehr (73'014) und tatsächlich lag Bühler mit 94'957 Stimmen
rund 8000 Zähler vor Perrenoud (86'469). Weil letzterer aber im Berner Jura mehr
Stimmen erhielt als Bühler – 5'889 zu 4'919 hiess das Verdikt im französischsprachigen
Teil des Kantons – sprach das geometrische Mittel für Perrenoud. Die gesamthaft
höhere Zahl an Wählerstimmen für Bühler wurden als weiteres Zeichen dafür
betrachtet, dass das bürgerliche Paket diesmal kompakter geschnürt worden war als bei
den beiden Vorwahlen. Bühler zeigte sich als fairer Verlierer. Die Spielregeln, die er
nicht infrage stelle, seien klar gewesen. Allerdings konnte er sich einen Seitenhieb auf
seinen Gegner nicht verkneifen, der im Gesamtkanton eher an Legitimität verloren
habe. Die restlichen vier Kandidierenden schafften das absolute Mehr nicht. Weder
Marc Jost (evp, 59'848 Stimmen), noch Barbara Mühlheim (glp, 46'606 Stimmen), Bruno
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Moser (parteilos, 23'815) oder Josef Rothenfluh (parteilos, 19'967 Stimmen) konnten in
die Entscheidung eingreifen. Zu diskutieren gab die sehr geringe Wahlbeteiligung von
31,1%, die sogar noch tiefer war als vor vier Jahren (31,4%). In den Kommentaren wurde
ein verblassender Glanz von Rot-Grün analysiert. Allerdings hätten SP und GP nach wie
vor einen grossen Rückhalt im eher urbanen Bern-Mittelland. Weil allerdings auch das
Parlament stark bürgerlich geprägt blieb und die bürgerlichen Bisherigen im Vergleich
zu 2010 wesentlich besser abgeschnitten hätten – vor vier Jahren besetzte Rot-Grün
die ersten drei Plätze – sei die rot-grüne Regierungsmehrheit mit einem Ablaufdatum
versehen. Allerdings stünden dem Kanton Bern nun noch einmal vier Jahre Kohabitation
bevor. 8

Kantonale Ersatzwahlen

Lors de la législature en cours (2014-2018), deux membres du gouvernement bernois
ont déposé leur démission pour le 30 juin 2016, à savoir Philippe Perrenoud (ps) et
Andreas Rickenbacher (ps). Les motifs de leur démission sont, pour le premier, une
réorientation de sa carrière professionnelle et la volonté de consacrer du temps à sa
famille et à ses proches. Quant au second, il souhaite se tourner vers l’économie privée.
Le siège qu’occupait Philippe Perrenoud est le siège réservé au Jura bernois. Ainsi, lors
de l’élection, six candidats se sont présentés pour les deux sièges vacants : pour l'UDC,
les candidats Lars Guggisberg et Pierre-Alain Schnegg, Christophe Ammann et Roberto
Bernasconi pour le parti socialiste, Patrick Gsteiger (pev) et Bruno Moser (sans parti).
Les candidats Pierre-Alain Schnegg, Roberto Bernasconi et Patrick Gsteiger pouvaient
prétendre au siège garanti au Jura bernois. Le PS souhaitait dès le début maintenir ses
deux sièges vacants. Pour l'UDC, cette revendication était jugée disproportionnée étant
donné la part d'électeurs qui soutient le PS. Comme aucun autre parti bourgeois ne
présentait de candidat, l'UDC en proposa donc deux. Les Vert'libéraux et le PEV
désiraient proposer un candidat, ainsi le candidat Patrick Gsteiger pouvait compter sur
le soutien des Vert'libéraux comme il est entrepreneur dans le domaine des énergies.
Concernant le siège du Jura bernois laissé vacant par Philippe Perrenoud, il y a eu de la
conflictualité au sein des socialistes. Il existe plusieurs partis socialistes dans le Jura
bernois, le Parti socialiste du Jura bernois (PSJB) qui est membre du PS du canton de
Berne et le Parti socialiste du Jura Sud (PSA) membre du PS Suisse. Le PSA souhaite
faire partie du canton du Jura et c'est sur la question jurassienne qu'il se distancie du
PS du canton de Berne. La peur était que le PSA propose un candidat, ce qui aurait pour
conséquence de faire perdre des voix au PS du canton de Berne. Le  parti a besoin du
soutien du PSA pour son candidat et espère l'avoir, comme à l'époque pour l'élection
de Phillippe Perrenoud. Pour le parti, il est nécessaire d'avoir qu'un candidat socialiste
pour le siège due Jura Bernois. Le candidat Roberto Bernasconi avait un bon profil,
selon le PS du canton Berne, car il respectait les positions du PSA. Cependant, pour le
PSA, ce candidat ne respectait pas leurs positions,  il est accusé d'avoir oeuvré pour
rester dans le canton de Berne aux côtés de l'UDC lors du vote de novembre 2013 sur la
question jurassienne. Alors que le PSJB soutient le candidat Roberto Bernasconi, le PSA
envisageait de proposer son candidat, à savoir Peter Gasser. Mais, comme le PSA est
membre du PS Suisse et non du PS du canton de Berne, ils n'avaient pas le droit de
proposer un candidat. Finalement donc, il a été décidé de ne proposer que les
candidats Christophe Ammann et Roberto Bernasconi. 
Concernant les autres partis, le président de la fraction cantonale du PBD, Dieter
Widmer, recommandait de voter en faveur du candidat socialiste Christoph Ammann
plutôt que pour le candidat UDC Lars Guggisberg.  La raison était le risque que l'UDC
obtienne deux sièges supplémentaires et par conséquent, un retour de la majorité UDC
au gouvernement cantonal perdue en 2006.En raison du siège réservé au Jura bernois
et de la probabilité que ce siège soit occupé par l'UDC Pierre-Alain Schnegg, l'UDC
pouvait gagner les deux sièges vacants, si Lars Guggisberg était élu pour remplacer
Andreas Rickenbacher. Le PBD, le PLR et l'UDF recommandaient quant à eux  Pierre-
Alain Schnegg pour le siège du Jura bernois. Ainsi, en soutenant le candidat socialiste
pour le siège d'Andreas Rickenbacher, le PBD espérait éviter le scénario d'une majorité
UDC au gouvernement cantonal. 
Le jour d'élection, avec une participation de 52,7% et une majorité absolue à 181'084
voix, seul Christoph Ammann a obtenu un siège avec 182'476 voix. Concernant le
deuxième tour, la garantie d’un siège pour le Jura bernois au gouvernement limitait le
profil des candidats à trois critères: être de langue française, résider dans
l’arrondissement administratif du Jura bernois et avoir le droit de vote dans le canton
de Berne. Ainsi, trois candidats restaient en course lors du deuxième tour organisé
pour le 3 avril 2016. Il s'agit de Roberto Bernasconi, Patrick Gsteiger et de Pierre-Alain
Schnegg. L’attribution du siège se calcule par la racine carrée du produit des suffrages
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exprimés dans le Jura bernois et des suffrages dans l’ensemble du canton. Le candidat
ayant la plus haute moyenne géométrique l’emporte. Ainsi, le candidat Pierre-Alain
Schnegg était donc élu avec une moyenne géométrique de 36'475, suivi par le socialiste
Roberto Bernasconi  (moyenne géométrique 34'703) et Patrick Gsteiger (moyenne
géométrique 11'124). En conséquence, lors du premier tour, le siège laissé par le
socialiste Andreas Rickenbacher a été assuré par l’élection de Christoph Ammann.
Cependant, le PS a perdu un de ses sièges au profit de l’UDC avec l’élection de Pierre-
Alain Schnegg. L’élection de ce dernier met fin à une majorité rouge-verte en place
depuis 2006. L’élection pour le siège du Jura bernois a joué un rôle clé, étant donné
que la majorité du gouvernement a basculé à droite. Ainsi, la composition du
gouvernement, stable depuis 2010, a-t-elle été remise en cause. Déjà en 2014 lors des
élections régulières, le PS avait failli perdre son siège (siège réservé au Jura bernois). 9

Aufgrund zweier Rücktritte wurden 2016 im Kanton Bern Regierungsersatzwahlen
nötig. Gleich zwei der drei SP-Regierungsräte wollten das Amt niederlegen. Der
Bernjurassier Philippe Perrenoud (BE, sp) war 2006 in die Regierung gewählt worden
und hatte fortan die Gesundheits- und Fürsorgedirektion geleitet, die seit 1976 in SP-
Hand war. Perrenoud wurde eine gewisse Amtsmüdigkeit nachgesagt, musste er doch in
seiner Regierungszeit auch immer wieder mit viel Kritik umgehen. Andreas
Rickenbacher (BE, sp), ebenfalls seit 2006 Regierungsrat, erklärte, er trete zurück, weil
er neue Herausforderungen angehen wolle. Der Seeländer hatte als
Volkswirtschaftsdirektor bei allen Parteien Respekt genossen. 
Zur Ersatzwahl traten sechs Kandidaten an. Für die SP wollte Christoph Ammann
Rickenbacher beerben und sollte Roberto Bernasconi (BE, sp) im Berner Jura den
garantierten «Jura-Sitz» verteidigen. Die SVP schickte mit Lars Guggisberg (BE, svp) und
Pierre Alain Schnegg (BE, svp) zwei Herausforderer ins Rennen, die beide im grossen Rat
sassen. Schnegg galt als linientreuer SVP-Politiker mit intakten Aussichten, den Jura-
Sitz erobern zu können. Aus der Mitte gab es eine EVP-Kandidatur: Grossrat Patrick
Gsteiger (BE, evp) sollte ebenfalls versuchen, den Sitz im französischsprachigen Teil des
Kantons zu erobern. Als chancenlos galt in den Medien die Kandidatur des parteiosen
Bieler Ökonoms Bruno Moser, der bei den Ständeratswahlen 2015 dafür gesorgt hatte,
dass es nicht zu stillen Wahlen gekommen war, und damit nicht wenige Bernerinnen
und Berner verärgert hatte.

Die SVP-Kandidierenden traten mit dem Slogan «Wir beleben Bern» an. Sie wurden von
der FDP und der EDU sowie den Wirtschaftsverbänden zur Wahl empfohlen. Die BDP
unterstützte zwar Schnegg, nicht aber Guggisberg, gegen den sich auch zahlreiche FDP-
Mitglieder aussprachen. Da ein Sitz für die bürgerliche Wende genügte, kritisierten viele
Bürgerliche, dass die SVP mit zwei Kandidaten antrat. Die Volkspartei verfügte über ein
Wahlkampfbudget von einer Viertelmillion, wobei die beiden Kandidierenden selber
zusammen noch einmal rund CHF 50'000 einbrachten. Von den beiden SP-
Kandidierenden galt insbesondere Christoph Ammann auch bei den Bürgerlichen als
wählbar, sassen doch auch Vertreterinnen und Vertreter von BDP und FDP in seinem
Unterstützungskomitee. Amman wurde von den Jungfreisinnigen gar offiziell
empfohlen. Die SP versuchte mit dem Slogan «Erfahrung wählen» bei den
Wahlberechtigten zu punkten. Mit einem Wahlkampfbudget von CHF 55'000 wollte
auch die EVP – unterstützt von GLP und CVP – ein Wörtchen mitreden. 
Zentrales Thema im Wahlkampf war die Finanzpolitik. Würden die Bürgerlichen die
Regierungsmehrheit zurückerobern, dann würden wohl Steuersenkungen und
Sparprogramme vorangetrieben. Dies wurde von den Bürgerlichen gutgeheissen,
während die Linke nicht müde wurde, davor zu warnen. Häufiger Diskussionspunkt in
den Printmedien war zudem die Qualität der Kandidierenden. Beide Parteien seien mit
wenig bekannten Köpfen angetreten, was insbesondere der SP den Vorwurf einbrachte,
mindestens einen der beiden Sitze kampflos preiszugeben. 

Der erste Wahlgang Ende Februar 2016 brachte lediglich einen Sieger hervor: Christoph
Ammann konnte mit 182‘476 Stimmen nicht nur seinen ersten Verfolger Lars Guggisberg
(176'219 Stimmen) distanzieren, sondern er erreichte als einziger Kandidat das absolute
Mehr (181'084 Stimmen). Einen Sitz hatte die Linke damit erfolgreich verteidigen
können. In den Medien wurde gemutmasst, ob auch die Durchsetzungsinitiative zu
diesem Ergebnis beigetragen habe, über die am gleichen Wochenende abgestimmt
wurde und die vor allem linke Kreise mobilisiert habe. Die Wahlbeteiligung betrug denn
auch vergleichsweise hohe 52.7 Prozent. Ein Kopf-an-Kopf-Rennen hatten sich Pierre
Alain Schnegg (154'217 Stimmen) und Roberto Bernasconi (152'081 Stimmen) geliefert.
Sie lagen mit nur 2000 Stimmen Unterschied auf den Rängen drei und vier. Erwartet
wenig mit dem Wahlausgang zu tun hatten Patrick Gsteiger (43'192 Stimmen) und Bruno
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Moser (16'147 Stimmen). Damit stand in einem zweiten Wahlgang der Sitz im Berner Jura
zur Disposition; die Deutschschweizer Kandidaten Lars Guggisberg und Bruno Moser
schieden folglich aus dem Rennen aus. Weil auch Gsteiger nicht mehr antrat und
allgemein angenommen wurde, dass dessen Mitte-Stimmen eher an die Linke gehen
würden, schien das Rennen um den «Jura-Sitz» völlig offen. Die Medien machten
leichte Vorteile für die SVP aus, war doch die «bürgerliche Wende» nach wie vor das
erklärte Ziel der bürgerlichen Parteien. Folglich unterstützte die CVP Pierre Alain
Schnegg, während sowohl die EVP als auch die GLP Stimmfreigabe beschlossen.
Bernasconi wurde hingegen von den Benrjurassischen Autonomisten unterstützt. 

Der im April stattfindende zweite Wahlgang versprach also einiges an Spannung.
Entscheidend würde sein, wer den besseren Rückhalt im Wahlkreis Berner Jura
erhalten würde, weil diese Stimmen ein höheres Gewicht haben, damit die französische
Sprachminderheit möglichst gut repräsentiert wird. Die Ermittlung des Wahlsiegers
über das so genannte «geometrische Mittel» erübrigte sich dann jedoch, da Pierre Alain
Schnegg sowohl im Berner Jura als auch im gesamten Kanton Bern mehr Stimmen
erhielt (111'657) als Roberto Bernasconi (107'755). Bernasconi konnte seine
Anhängerinnen und Anhänger sowohl im ganzen Kanton wie auch im Berner Jura
anscheinend weniger gut mobilisieren als der Vertreter der SVP, der in der
französischsprachigen Region 57.1 Prozent der Stimmen erzielte. Insgesamt lag die
Wahlbeteiligung mit 30.4 Prozent mehr als 20 Prozentpunkte unter derjenigen im
ersten Wahlgang. 
Der «Jura-Sitz» war damit auch 2016 entscheidend für die Mehrheitsverhältnisse in der
Berner Regierung, die fortan wieder bürgerlich geprägt war. Die seit 2006 herrschende
«Cohabitation» – das Nebeneinander einer linken Regierung und eines rechts-
bürgerlich geprägten Parlaments – wurde damit im Kanton Bern beendet. In den
Printmedien wurde die bürgerliche Wende als Chance für den Kanton Bern
beschrieben, der wieder zum Normalfall werde. Allerdings würden die Karten bei den
Gesamterneuerungswahlen 2018 wohl wieder neu gemischt werden. 10
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11.4. und 26.4.06; TA, 10.4.06.
7) Bund, 8.1., 26.1., 11.2. und 9.3.10; Presse vom 27.1. bis 27.3.10.; Bund, 29.3.10; NZZ, 29.3.10; Presse vom 29.3.10.
8) SGT, 15.4.13; BZ, Bund, 17.5.13; BZ, Bund, 14.8.13; BZ, Bund, 6.11.13; BZ, 6.12.13; Bund, 17.1.14; BZ, 28.1.14; NZZ, 29.1.14; BZ,
11.2.14; Bund, 12.2.14; BZ, WW, 13.2.14; Bund, 14.2.14; BZ, 15.2., 21.2., 22.2., 25.2.14; Bund, 26.2.14; BZ, WW, 27.2.14; BZ, Bund,
28.2.14; BZ, 4.3.14; Bund, 5.3., 7.3., 14.3., 21.3., 22.3.14; SO, 23.3.14; BZ, 24.3.14; TA, 28.3., 29.3.14; BZ, Bund, 31.3.14; BZ,
1.4.14; Bund, 2.4.14
9) Bund, 4.11.15; BZ, 9.11.15; Bund, 1.12., 19.12.15; BZ, 9.1., 29.3.16; Bund, LT, 4.4.16
10) BZ, 7.1.16; Bund, 11.1.16; BZ, 12.1., 13.1.16; Bund, 14.1.16; BZ, 15.1.16; BZ, 16.1.16; BZ, 21.1., 25.1.16; BZ, Bund, 26.1.16; BZ, 29.1.,
30.1., 1.2.16; Bund, 4.2.16; NZZ, 5.2.16; Bund, 10.2.16; Bund, TA, 29.2.16; BZ, 1.3., 7.3., 8.3.16; Bund, 23.3.16; SZ, 24.3.16; Bund,
26.3.16; NZZ, 30.3.16; BZ, Bund, NZZ, SGT, TA, 4.4.16
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